	@@SDN HaraldBurkhart

Pressemitteilung vom 24.07.2008
	[image: image1.png]‘LEMEIDETAG
BADEN-WURTTEMBERG







Flächennutzungspläne sollen weiter vom Landratsamt geprüft werden

Stuttgart.    Die Zuständigkeit der Landratsämter für die Genehmigung der Flächennutzungspläne der Gemeinden habe sich bewährt. Der Gemeindetag hält daher nichts von Überlegungen des Wirtschaftsministeriums, die Zuständigkeit den Regierungspräsidien zu übertragen.

„Eine Verlagerung auf die Regierungspräsidien widerspricht dem Grundprinzip der Verwaltungsreform: Dezentralisierung“, sagte Gemeindetags-Beigeordneter Johannes Stingl. 

Landratsämter kennen sich besser aus

Gemeinden stellen ihre Flächennutzungspläne im Rahmen des Landesentwicklungsplans und der Regionalplanung auf. Die Genehmigungsbehörde habe zu prüfen, ob diese Vorgaben eingehalten sind. Das sei auf der höheren Behördenebene nicht besser zu erledigen. Im Gegenteil, meint der Gemeindetag: Die Landratsämter hätten im Rahmen der Behördenbeteiligung alle Informationen und bereits in der Entstehungsphase viel Einfluss auf die gemeindliche Planung. Diese Zuständigkeiten zu bündeln sei ein Kernansatz der Verwaltungsreform, der nicht in Frage gestellt werden dürfe.

Landratsämter seien zudem besser mit den örtlichen Verhältnissen vertraut. Sie könnten Gründe und Alternativen für örtliche Planungen besser beurteilen, dabei den Planern auch effektiv ‚auf die Finger schauen’. „Eine Reduzierung der Flächeninanspruchnahme wird man durch bürokratische Hindernisse und Restriktionen nicht erreichen“, meinte Stingl. „Eine stärkere innerörtliche Entwicklung lässt sich durch eine enge Zusammenarbeit vor Ort eher fördern.“

RP können Flächenverbrauch nicht bremsen

„Die Verantwortung für die Umwelt steigt nicht mit jeder Stufe der Behördenhierarchie automatisch an“, sagte Stingl. „Die Regierungspräsidien sind zuständig für die Flächennutzungspläne der Stadtkreise und Großen Kreisstädte, als ‚zweite Instanz’ für alle übrigen Städte und Gemeinden. Sie konnten bisher aber kaum zur Reduzierung des Flächenverbrauchs beitragen und werden es auch in Zukunft nicht können.“
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